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34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach
Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 02.07.2025
Offenlage vom 21.07.2025 - 01.09.2025

• Bauernverband Main-Tauber-Kreis e.V.
• Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland, Regionalverband Franken
• DFS Deutsche Flugsicherung GmbH
• Landesnaturschutzverband
• Naturschutzbund Deutschland (NABU), Landesverband Baden-Württemberg e.V.
• BUND Landesverband Baden-Württemberg e.V.
• Telefonica Germany GmbH & Co. OHG
• Wehrberichsverwaltung Süd, Militärische Luftfahrtbehörde
• Gemeinde Großrinderfeld
• Gemeinde Werbach

• Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr
• Polizeipräsidium Heilbronn
• Ericsson Services GmbH
• Stadtwerke Tauberfranken GmbH
• Netze BW GmbH
• Transnet BW GmbH
• Vodafone West GmbH

Folgende Träger öffentlicher Belange habe keine Stellungnahme vorgebracht:

Folgende Träger öffentlicher Belange haben in ihren Stellungnahmen keine Anregungen und Hinweisen vorgebracht:

Abwägung der Stellungnahmen aus der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2
BauGB und die Abstimmung mit den Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB im Zeitraum vom 21.07.2025 - 01.09.2025
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34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach
Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 02.07.2025
Offenlage vom 21.07.2025 - 01.09.2025

Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

1. Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg, Fachbereich Funkplanung, 70372 Stuttgart

    vom 21.07.2025
die Autorisierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg (ASDBW) ist u.a. mit der Prüfung der BOS-
Richtfunkverbindungen in Bezug auf Störungen durch Windenergieanlagen, Stromtrassen, Bauwerke  u. ä. 
beauftragt.

Die Stellungnahme der 
Autorisierten Stelle Digitalfunk 
Baden-Württemberg vom 

In den hier vorliegenden Unterlagen sind die geplanten Bebauungshöhen unter 20m. 21.07.2025 wird zur Kenntnis 
Beeinflussungen von Richtfunkstrecken durch neue Bauwerke mit Bauhöhen unter 20 m sind nicht sehr 
wahrscheinlich. Auf das Einholen von Stellungnahmen der ASDBW zu Planverfahren mit geringer Bauhöhe kann 
daher allgemein verzichtet werden (analoge Anwendung der Verfahrensweise der BNetzA).

Kenntnisnahme genommen.

Auf eine Prüfung sowie die Übersendung einer Stellungnahme verzichten wir aus o.g. Gründen.
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34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach
Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 02.07.2025
Offenlage vom 21.07.2025 - 01.09.2025

Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

2. Regierungspräsidium Freiburg, Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau, 
    79095 Freiburg i. Br. vom 29.07.2025
Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellungnahme vom 20.05.2025 (GZ RPF9-4700157/15/2- frühzeitige 
Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB) sind von unserer Seite zum modifizierten Planvorhaben keine weiteren Hinweise 
oder Anregungen vorzubringen. 

Kenntnisnahme Die Stellungnahme des Regier- 
ungspräsidium Freiburg, 
Landesamt für Geologie,Rohstoffe 
und Bergbau vom 29.07.2025 wird 
zur Kenntnis genommen.

Stellungnahme vom 20.05.2025
vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Planungsvorhaben. Unter Verweis auf die Stellungnahme zum 
zugehörigen Bebauungsplanverfahren mit dem Aktenzeichen RPF9-4700-40/51/2 vom 15.11.2024 sind von 
unserer Seite zur o.g. Planung keine weiteren Hinweise oder Anregungen vorzubringen.

Kenntnisnahme Die Stellungnahme des Regier- 
ungspräsidium Freiburg, 
Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau vom 
20.05.2025 wird zur Kenntnis 
genommen.

Es wird darauf hingewiesen, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 

Kenntnisnahme

Allgemeine Hinweise 
Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten nach Geologiedatengesetz (GeolDG) 
Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten besteht nach den Bestimmungen des 
Geologiedatengesetzes (GeolDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB. Weitere Informationen hierzu 
stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 

Kenntnisnahme

Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet  
Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbezogene Informationen können 
fachübergreifend und maßstabsabhängig der LGRBhomepage entnommen werden. Bitte nutzen Sie hierzu auch 
den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen.  
Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. 
Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger.   

Kenntnisnahme
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Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

3. Regierungspräsidium Freiburg, Landesforstverwaltung, 79083 Freiburg i. Br. vom 12.08.2025
der Gemeinsame Ausschuss der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim - Großrinderfeld  -
Königheim - Werbach hat in öffentlicher Sitzung am 18. März 2024 gem. § 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) die 
34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft 
Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach beschlossen.

Die Stellungnahme des 
Regierungspräsidium Freiburg 
vom 12.08.2025 wird zur Kenntnis 
genommen.

Der Gemeinsame Ausschuss der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft hat sodann in öffentlicher Sitzung am 2. 
Juli 2025 sowie den räumlichen Geltungsbereich angepasst und um ca. 1.027 m² reduziert. Das Plangebiet hat 
nun eine Größe von rund 11,39 ha und liegt östlich der Ortslage von Impfingen auf der Höhe und wird südlich und 
östlich unter Einhaltung eines Abstands von Wald- und Gehölzfläche, westlich und nördlich von Wald- und 
Ackerfläche abgegrenzt. Zwischen den beiden Sondergebietsflächen verläuft ein öffentlicher Weg. 

Die 34. Änderung des Flächennutzungsplanes erstreckt sich auf das Gebiet der Mitgliedsgemeinde 
Tauberbischofsheim und bezieht sich auf die Darstellung von zwei Sonderbauflächen (S) im Sinne von § 1 Abs. 1 
Ziffer 4 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ auf einer Fläche von ca. 11,39 ha auf der Gemarkung 
Impfingen. Das Plangebiet liegt auf der Höhe im Gewann Poppensee, ca. 750 m entfernt von den Aussiedlerhöfen 
an der Hohenstraße. Es wird südlich und östlich unter Einhaltung eines Abstands von Wald- und Gehölzfläche, 
westlich und nördlich von Wald und Ackerfläche abgegrenzt. Zwischen den beiden Sonderbauflächen verläuft ein 
öffentlicher Weg, der Poppenseeweg. Fläche 1 erstreckt sich auf die Grundstücke Flst.Nrn. 4297 z.T., 4306 z.T., 
4441 z. T., Fläche 2 auf die Grundstücke Flst.-Nrn. 4443 z.T., 4444 z.T. (Weg), 4445 z.T. und 4446 z.T., jeweils 
der Gemarkung Impfingen.

Die höhere Forstbehörde wurde bereits im Zuge der frühzeitigen und formellen Beteiligung zum Bebauungsplan 
„Solarpark Impfingen“ (STN vom 19.12.2024 und 11.07.2025) sowie zur frühzeitigen Beteiligung der 34. Änderung 
des Flächennutzungsplans (STN vom 22.05.2025) angehört. Von Seiten der höheren Forstbehörde wurden hierbei 
Hinweise zu enthaltene Waldflächen einerseits und der Waldabstandsthematik andererseits benannt. 

Vor diesem Hintergrund nimmt die höhere Forstbehörde am Regierungspräsidium Freiburg, in Abstimmung mit der
unteren Forstbehörde am Landratsamt Main-Tauber-Kreis, i. V. m. den vorgelegten Unterlagen, wie folgt Stellung.

STELLUNGNAHME: 
Von der 34. Änderung des Flächennutzungsplans der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft  Kenntnisnahme
Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach ist Wald gem. § 2 des Landeswaldgesetz Baden-
Württembergs (LWaldG) nach aktueller Planfassung lediglich mittelbar (Waldabstand) betroffen. Aus diesem
Grund bestehen auf Grundlage des aktuellen Planungsstandes keine forstrechtlichen
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34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach
Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 02.07.2025
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Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

Genehmigungspflichten.
Die Herausnahme der Waldfläche aus dem Plangebiet im Osten der Fläche 2 führt zu einem Wegfall einer 
unmittelbaren forstrechtlichen Betroffenheit. Folglich bedarf es keines forstrechtlichen Genehmigungsverfahrens 
(Waldumwandlungserklärung gem. § 10 LWaldG) im Zuge der Bauleitplanung.  
Für die Umsetzung unseres Hinweises bedanken wir uns an dieser Stelle. 

Kenntnisnahme

Mittelbare Waldbetroffenheit (Waldabstand) 
Entsprechend der Textpassage zum Kapitel 8.2 Forstwirtschaftliche Belange sollen generell Waldabstände von 30
m eingehalten werden. Dies begrüßen wir sehr, da hierdurch die Intention der Gefahrenvermeidung vom Wald auf
die geplante PV-Anlage als auch von der PV- Anlage auf den Wald, analog der Waldabstandsvorschrift gem. § 4
Abs. 3 LBO, berücksichtigt wird. 

Die zitierte Textpasssage zum 
Kapitel 8.2 Forstwirtschaftliche 
Belange stammen nicht aus der 
Begründung zur 34. Änderung des 
FNP.

Jedoch wird der Abstand zum Wald in Bezug auf die Flst.Nr. 4310 nördlich der westlichen Teilfläche auf 10 m 
verringert. Zudem wurde der Waldabstand zu den Waldflurstücken Nr. 4308, Nr. 4309, Nr. 4310, Nr. 4439 und Nr. 
4440 nördlich der westlichen Teilfläche auf 15 m festgelegt. 
Dementsprechend können wir langfristig Gefahren und Konflikte vom Wald auf die geplante PV-Anlage sowie 
umgekehrt nicht ausschließen. Auf diesen Aspekt haben wir bereits in unseren Stellungnahmen zur qualifizierten 
Bauleitplanung am 19.12.2024 und 11.07.2025 hingewiesen.  
Dennoch begrüßen wir ausdrücklich, dass die Lage der Trafostationen in einem Abstand zum Wald von 
mindestens 30 m im nachgelagerten Bebauungsplanverfahren abgeändert werden soll.

Konkrete bauliche Anlagen und 
der Aspekt des Waldabstandes 
wurden im parallel verlaufenden 
Bebauungsplan behandelt und 
abgewogen.

Nach Sichtung der Unterlagen sind derzeit keine Ausgleichsmaßnahmen etc. im Wald geplant. Sollten dennoch im 
Zuge des weiteren Verfahrens Maßnahmen im Wald vorgesehen werden oder notwendig sein, bitten wir Sie gem. 
§ 8 LWaldG die untere Forstbehörde entsprechend zu unterrichten und anzuhören. 

Es sind weiterhin keine Aus- 
gleichsmaßnahmen im Wald 
geplant.

Die untere Forstbehörde beim Landratsamt Main-Tauber-Kreis erhält Nachricht hiervon. Kenntnisnahme
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34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach
Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 02.07.2025
Offenlage vom 21.07.2025 - 01.09.2025

Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

4. Regionalverband Heilbronn-Franken, 74072 Heilbronn vom 18.08.2025

vielen Dank für die Beteiligung an dem o. g. Verfahren. Wir kommen mit Blick auf den geltenden Regionalplan 
Heilbronn-Franken 2020 und seine rechtskräftige Teilfortschreibung Solarenergie sowie mit Verweis auf unsere 
Stellungnahme vom 15.05.2025 zu folgender Einschätzung:  

Die Stellungnahme des Regio- 
nalverbandes Heilbronn-Franken 
vom 18.08.2025 wird zur Kenntnis 
genommen.

Stellungnahme vom 15.05.2025
vielen Dank für die Beteiligung an dem o. g. Verfahren. Wir kommen mit Blick auf den geltenden Regionalplan 
Heilbronn-Franken 2020, seine rechtskräftige 20. Änderung und die satzungsbeschlossene Teilfortschreibung 
Solarenergie sowie mit Verweis auf unsere Stellungnahme zum Bebauungsplanverfahren „Solarpark Impfingen“ 
vom 18.12.2024 zu folgender Einschätzung: Durch die Planung werden regionalplanerische Zielfestlegungen 
berührt. Die Planung liegt vollständig im Regionalen Grünzug nach Plansatz 3.1.1. Regionale Grünzüge sind von 
Siedlungstätigkeit und anderen funktionswidrigen Nutzungen freizuhalten. In Regionalen Grünzügen kann derzeit 
nach rechtskräftiger 20. Änderung des Regionalplans eine ausnahmsweise Zulassung von regionalbedeutsamen 
Photovoltaikanlagen bis zu einer Größe von 10 ha erfolgen, wenn keine wesentlichen Beeinträchtigungen für die 
Funktionen des Regionalen Grünzugs zu erwarten sind und sie einen räumlichen Zusammenhang zu einer 
Vorprägung durch Siedlung oder Infrastruktur aufweisen.  

Kenntnisnahme Die Stellungnahme des Regional- 
verbands Heilbronn-Franken 
vom15.05.2025 wird zur Kenntnis 
genommen.                                     
Die Hinweise aus dem  
Standortdatenblatt TBB_08 
"Östlich Tauberbischofsheim-
Impfingen" aus der 
satzungsbeschlossenen 
Teilfortschreibung Solarenergie 
werden in der 

Nach der Prüfung der Planung kommen wir zu folgendem Ergebnis. Nach der rechtskräftigen 20. Änderung des 
Regionalplans ist die Planung aufgrund ihrer Größe von über 10 ha, der fehlenden Anbindung an Siedlung oder 
Infrastruktur sowie aufgrund einer zu erwartenden Beeinträchtigung der Funktionen des Regionalen Grünzugs 
nicht mit den Zielen der Raumordnung vereinbar. Aus formalen Gründen müssen wir daher derzeit Bedenken 
gegen die Planung vortragen.

Das Plangebiet ist in dem am 
11.04.2025 beschlossenen 
Satzungsbeschluss der 
Teilfortschreibung Solarenergie 
enthalten. 

Begründung ergänzt.

Die Planung wird allerdings voraussichtlich nach der in Aufstellung befindlichen Teilfortschreibung Solarenergie 
zukünftig mit den Zielen der Raumordnung vereinbar sein, da sie in einem geplanten Vorbehaltsgebiet für 
regionalbedeutsame Photovoltaikanlagen liegt. Der Satzungsbeschluss für die Teilfortschreibung Solarenergie 
wurde am 11.04.2025 von der Verbandsversammlung gefasst. Diesem schließt sich das Anzeigeverfahren nach § 
13a LplG an. Wenn nach Einreichung der vollständigen Unterlagen beim Ministerium nach Ablauf einer 
dreimonatigen Frist keine rechtlichen Einwendungen erfolgen, tritt der Plan mit seiner Bekanntgabe in Kraft. 
Darüber hinaus liegt das Plangebiet in einem als Grundsatz der Raumordnung festgelegten Vorbehaltsgebiet für 
Erholung nach Plansatz 3.2.6.1. Die dort festgelegten Belange werden in den Unterlagen in ausreichendem Maße 
behandelt.

Kenntnisnahme
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34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach
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Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

Wir regen an, dass die Hinweise aus dem Standortdatenblatt TBB_08 „Östlich Tauberbischofsheim-Impfingen“ aus 
der satzungsbeschlossenen Teilfortschreibung Solarenergie in die Planung einbezogen werden.

Die Hinweise aus dem 
Standortdatenblatt wurden in die 
Begründung aufgenommen.

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens sowie gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB um 
Mitteilung des Abwägungsergebnisses zu den von uns vorgebrachten Anregungen.  

Eine weitere Beteiligung am 
Verfahren erfolgt. Das 
Abwägungsergebniss wird 
mitgeteilt.

Wir bitten nach Abschluss des Verfahrens um Mitteilung der Rechtsverbindlichkeit der Planung unter Benennung 
der Planbezeichnung und des Datums.  Hierfür bedanken wir uns vorab.  

Die Mitteilung der 
Rechtsverbindlichkeit erfolgt.

Durch die Planung werden regionalplanerische Zielfestlegungen berührt.
Die Planung liegt vollständig im Regionalen Grünzug nach Plansatz 3.1.1. Regionale Grünzüge sind von 
Siedlungstätigkeit und anderen funktionswidrigen Nutzungen freizuhalten. 
Da die Planung in einem geplanten Vorbehaltsgebiet für regionalbedeutsame Photovoltaikanlagen liegt, ist sie mit 
den Zielen der Raumordnung vereinbar. 

Kenntnisnahme
 

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens sowie nach Abschluss des Verfahrens um 
Mitteilung der Rechtsverbindlichkeit der Planung unter Benennung der Planbezeichnung und des Datums.

Eine weitere Beteiligung am 
Verfahren und die Mitteilung der 
Rechtsverbindlichkeit erfolgt.
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Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

5. Landratsamt Main-Tauber-Kreis, 97933 Tauberbischofsheim vom 29.08.2025
zu oben genanntem Flächennutzungsplanverfahren nimmt das Landratsamt Main-Tauber-Kreis wie folgt Stellung: 
Umweltschutz 
Auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten Belange wird verwiesen. Diese werden gemäß der 
vorgelegten Abwägungstabelle zur Kenntnis genommen und in der weiteren Planung beachtet. 
Vom Umweltschutzamt bestehen keine grundsätzlichen Bedenken gegen das Vorhaben. 

Kenntnisnahme Die Stellungnahme des 
Landratsamtes Main-Tauber-Kreis 
vom 29.08.2025 wird zur Kenntnis 
genommen.                                    

Landwirtschaft 
In Bezug auf die vorgesehene Festlegung der Ausgleichsfläche auf dem Flurstück Nr. 1943 weist das 
Landwirtschaftsamt darauf hin, dass diese in der digitalen Flurbilanz 2022 als Grenzflur (schlechte Böden) 
ausgewiesen ist. Die Böden haben eine geringe Ertragsfähigkeit und sind für die landwirtschaftliche Nutzung von 
geringerer Bedeutung. Deshalb befürworten wir die Wahl des Standortes der Ausgleichsfläche. 

Nach Aufforderung und mit 
Absprache der Unteren 
Naturschutzbehörde wurde das 
Flst.Nr. 1813 auf Gemarkung 
Tauberbischofsheim als 
potentielle Ausgleichsfläche 
festgelegt.

Wie bereits erwähnt, weist die Bodenpotenzialkarte die Wertstufe Grenzpotenzial (schlechter Boden) und 
Vorbehaltspotenzial II (mittlerer Boden) und lediglich in geringem Umfang die Wertstufe Vorbehaltspotenzial I 
(gute Böden) auf. Deshalb stellt das Landwirtschaftsamt seine Bedenken zur Ausweisung der 
Sondergebietsflächen zurück. 

Kenntnisnahme

Die Forderungen des Rückbaus der PV-Anlage bei dauerhafter Nicht-Nutzung und die anschließende 
Rückführung der Fläche in eine landwirtschaftliche Nutzung wird begrüßt. 

Kenntnisnahme

Das Landwirtschaftsamt verweist ansonsten vollumfänglich auf seine Stellungnahme zum Vorentwurf. Die darin 
getroffenen Aussagen haben weiterhin Gültigkeit.  

Kenntnisnahme

Stellungnahme vom 26.05.2025
Anlass für die 34. Änderung des Flächennutzungsplanes ist die geplante Errichtung einer Freiflächen 
Photovoltaikanlage. Der hierfür geplante vorhabenbezogene Bebauungsplan “Solarpark Impfingen“ (SO) 
widerspricht den Darstellungen des derzeitig rechtskräftigen Flächennutzungsplans, in welchem das ca. 11,49 ha 
umfassende Änderungsgebiet als „Landwirtschaftliche Fläche“ ausgewiesen ist, die derzeit entsprechend 
ackerbaulich genutzt wird. Künftig soll die Fläche nach der Art der Nutzung als zwei Sonderbauflächen (S) für 
Photovoltaik dargestellt werden. 

Die Stellungnahme des 
Landratsamtes Main-Tauber-Kreis 
vom 26.05.2025 wird zur Kenntnis 
genommen.                                    

Es wird begrüßt, dass in der Begründung zur 34. Änderung des Flächennutzungsplans, unter Punkt 8, S. 9-12, 
ausführlich auf die landwirtschaftlichen Belange eingegangen wird. Ebenso wird die durchgeführte Abwägung 
„Nahrungsherstellung mit Klimaschutzziel“ ab S. 12 ff., welche die Forderung des Rückbaus der Photovoltaik-
Anlage bei dauerhafter Nichtnutzung und die anschließende Rückführung der Fläche wieder in eine 
landwirtschaftliche Nutzung beinhaltet.

Kenntnisnahme
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Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 02.07.2025
Offenlage vom 21.07.2025 - 01.09.2025

Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

Wiesen- und Weidewirtschaft soll während des Betriebs der Anlage nach den textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplans ausdrücklich möglich sein. Hierfür müsste unseres Erachtens jedoch vorher ein vernünftiges und 
tragfähiges Konzept entwickelt werden.

Kenntnisnahme

Wir begrüßen darüber hinaus die eingehende Auseinandersetzung mit den landwirtschaftlichen Zielen des LEP 
und des Regionalplans Heilbronn-Franken in der Begründung. Das Photovoltaik-Vorhaben soll demzufolge auch in 
die anstehende „Teilfortschreibung Solarenergie“ des Regionalplans 2020 aufgenommen werden.

Kenntnisnahme

Zum Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Solarpark Impfingen“, in welchem entsprechend ein 
Sondergebiet mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik“ festgesetzt werden soll, wurde bereits in der 
Stellungnahme des Landratsamts vom 20.12.2024 unter landwirtschaftlichen Gesichtspunkten Stellung 
genommen. Wie dort und auch in der Begründung erwähnt, wird die Fläche des Plangebiets in der digitalen 
Flurbilanz insgesamt als Vorbehaltsflur I (gute Böden) eingestuft und wäre demnach der landwirtschaftlichen 
Nutzung vorzubehalten.  
In der Begründung zur 34. Änderung wird weiterhin auf die sog. „Flächenbilanz“ verwiesen, die allerdings 
mittlerweile von der sog. „Bodenpotenzialkarte“ abgelöst wurde. Die Bodenpotenzialkarte gibt, z.T. 
flurstücksgenau, lediglich Auskunft über die Bodengüte (Ertragsfähigkeit) bei ggf. zusätzlicher Berücksichtigung 
der Hangneigung, während die Flurbilanz noch mehrere weitere Kriterien beinhaltet. Die Bodenpotenzialkarte 
weist für das Plangebiet überwiegend die Wertstufen Grenzpotenzial (schlechte Böden) und Vorbehaltspotenzial II 
(mittlere Böden) und lediglich in geringerem Umfang die Wertstufe Vorbehaltspotenzial I (gute Böden) auf. Dies 
entspricht den in der Begründung auf S. 11 genannten Aussagen des Projektträgers und Bewirtschafters, der 
Landwirtsfamilie Arnold, dass es sich um unterdurchschnittliche Böden mit höherem Steinanteil handelt.

Die Ziff. 8.1 der Begründung 
wurde berichtigt.

Wie bereits in der o.g. Stellungnahme zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan angeführt, stellt das 
Landwirtschaftsamt deshalb seine Bedenken zur Ausweisung der beiden Sondergebietsflächen zurück.

Kenntnisnahme

Forst 
Auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten Hinweise bezüglich des zu geringen 
Waldabstandes zu den geplanten PV-Modulen (vgl. Stellungnahme der höheren Forstbehörde vom 22.05.2025) 
und die damit einhergehende Gefahrenlage wird formal hingewiesen. Vom Forstamt wird begrüßt, dass laut 
Abwägungstabelle zumindest mit den Trafostationen nun überall ein Abstand von 30 m zum Wald eingehalten 
wird.

Die Trafostationen ist nicht in der  
FNP-Änderung dargestellt. 
Konkrete bauliche Anlagen sind 
nicht Gegenstand des 
Flächennutzungsplanverfahrens, 
der Waldabstand kann in diesem 
Verfahren nicht beurteilt werden.

Stellungnahme vom 22.05.2025
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34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach
Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 02.07.2025
Offenlage vom 21.07.2025 - 01.09.2025

Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

Auf die Stellungnahme der höheren Forstbehörde vom 22.05.2025 (Gz. RPF83-2511-7716/1/2), welcher das 
Forstamt im Landratsamt sich inhaltlich anschließen, wird verwiesen. Die Änderung des Flächennutzungsplans 
erfolgt im Parallelverfahren nach § 8 Abs 3 BauGB, da gleichzeitig ein (vorhabenbezogener) Bebauungsplan 
„Solarpark Impfingen“ aufgestellt wird. Hierzu haben die untere Forstbehörde sowie die höhere Forstbehörde 
bereits im Zuge der frühzeitigen Beteiligung Stellung genommen.

Kenntnisnahme
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34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach
Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 02.07.2025
Offenlage vom 21.07.2025 - 01.09.2025

Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

6. Regierungspräsidium Stuttgart, Stabstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz, 70507 Stuttgart 
    vom 01.09.2025
vielen Dank für die Gelegenheit zur Stellungnahme zum oben genannten Verfahren. Das Regierungspräsidium 
Stuttgart nimmt hierzu wie folgt Stellung:  

Die Stellungnahme des 
Regierungspräsidium Stuttgart, 

 I.Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz   Stabstelle Energiewende, 
Unter Verweis auf unsere Stellungsnahme vom 22. Mai 2025, befürwortet die StEWK weiterhin das Vorhaben. Windenergie und Klimaschutz 
Stellungnahme 22.05.2025 vom 01.09.2025 wird zur
1)  Der Einsatz erneuerbarer Energien ist aus Klimaschutzgesichtspunkten von hoher Bedeutung. Auch geringe 
Beiträge sind nach § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG BW wichtig. Dies trägt der Tatsache Rechnung, dass der Beitrag 
einzelner Maßnahmen zum Klimaschutzziel verhältnismäßig klein sein kann. Die Klimaschutzziele können nur 
erreicht werden, wenn der Klimaschutz auf allen Ebenen engagiert vorangetrieben und konkrete Maßnahmen 
umgesetzt werden (vgl. dazu auch Beschluss des BVerfG vom 24. März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.).

Kenntnis genommen.                 
Die Stellungnahme des 
Regierungspräsidium Stuttgart, 
Stabstelle Energiewende, 
Windenergie und Klimaschutz 
vom 22.05.2025 wird zur

(2)  Nach § 1 Absatz 5 Baugesetzbuch sollen die Bauleitpläne insbesondere dazu beitragen, den Klimaschutz und 
die Klimaanpassung zu fördern. Nach § 1a Absatz 5 Baugesetzbuch soll bei der Aufstellung der Bauleitpläne den 
Erfordernissen des Klimaschutzes sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch 
durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden.

Die veränderte Evapotranspiration 
durch Aufstellung der Solarmodule 
wird durch die Grünlandeinsaat 
weitgehend ausgeglichen. Die Ziff. 
5.2.2 des Umweltberichts 
behandelt das Thema Klima.

(3)  Nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW müssen die Treibhausgasemissionen in Baden-Württemberg bis zum Jahr 
2030 um mindestens 65 Prozent gegenüber dem Stand von 1990 reduziert werden. Bis zum Jahr 2040 wird über 
eine schrittweise Minderung Netto-Treibhausgasneutralität („Klimaneutralität“) angestrebt.  

Kenntnisnahme

(4)  Die besondere Bedeutung erneuerbarer Energien ist in § 2 des Erneuerbare-EnergienGesetzes (EEG) 
verankert. Auch gemäß § 22 Nummer 2 KlimaG BW kommt den erneuerbaren Energien sowie dem 
Verteilnetzausbau besondere Bedeutung zu. Die Errichtung und der Betrieb von Anlagen zur Erzeugung von 
Strom oder Wärme aus erneuerbaren Energien und der dazugehörigen Nebenanlagen sowie die Errichtung, der 
Betrieb und die Änderung der Stromverteilnetze und der für deren Betrieb notwendigen Anlagen (soweit dies für 
die Errichtung und den Betrieb der Erzeugeranlagen und den Ausbau der Elektromobilität erforderlich ist) liegen im 
überragenden öffentlichen Interesse und dienen der öffentlichen Sicherheit.

Kenntnisnahme
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34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach
Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 02.07.2025
Offenlage vom 21.07.2025 - 01.09.2025

Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

Durch diese gesetzliche Festlegung werden diese Maßnahmen in der Abwägung mit anderen Schutzgütern 
entsprechend ihrer Bedeutung für die öffentliche Sicherheit und bei der Verwirklichung des 
Landesklimaschutzziels höher gewichtet und ihnen wird in der Regel ein Vorrang eingeräumt, wobei die Umstände 
des Einzelfalls in den Abwägungs- und Ermessensentscheidungen zu berücksichtigen sind. Gemäß § 3 Absatz 1 
Satz 4 KlimaG BW sollen insbesondere bei energiebedingten Treibhausgasemissionen das Vermeiden und 
Verringern der Emissionen in erster Linie durch Einsparung sowie effiziente Bereitstellung, Umwandlung, Nutzung 
und Speicherung von Energie sowie durch den Ausbau und die Nutzung erneuerbarer Energien erreicht werden. 
Diese Maßnahmen haben besondere Bedeutung, auch wenn es sich im Einzelfall um geringe Beiträge zur 
Treibhausminderung handelt (siehe § 3 Absatz 1 Satz 2 KlimaG). Dies ergibt sich aus dem Umstand, dass ca. 90 
Prozent der Treibhausgasemissionen energiebedingt sind.  

 (5) Um die Klimaschutzziele nach § 10 Absatz 1 KlimaG BW zu erreichen, kommt es entsprechend des 
Zielszenarios aus dem Forschungsvorhaben „Sektorziele 2030 und Klimaneutrales Baden-Württemberg 2040“    
wesentlich darauf an, sowohl den Energieverbrauch deutlich zu reduzieren als auch den Ausbau der erneuerbaren 
Energien in allen Bereichen deutlich voranzutreiben. 
Bei der Stromerzeugung durch erneuerbare Energien bedarf es einer Erhöhung des Anteils an der 
Bruttostromerzeugung von 35,9 Prozent im Jahr 2022  (erste Abschätzung) auf 82 Prozent im Jahr 2030 (das 
entspricht mehr als einer Verdopplung innerhalb von weniger als zehn Jahren) und auf 98 Prozent im Jahr 2040. 
Bezogen auf die Potenziale in Baden-Württemberg kommt dabei dem Ausbau der Stromerzeugung durch 
Photovoltaikanlagen neben dem Ausbau der Windkraft eine Schlüsselrolle zu. Der Anteil an der 
Bruttostromerzeugung soll entsprechend des Zielszenarios bis zum Jahr 2030 auf 41 Prozent anwachsen. Die 
installierte Erzeugungsleistung aus Photovoltaik wird im genannten Energieszenario für das Jahr 2030 in einer 
Größenordnung von über 24.000 MW veranschlagt. Im Jahr   betrug die installierte Erzeugungsleistung aus 
Photovoltaik in Baden-Württemberg 8.314 MW3. 
Legt man bei der Frage des Ausbaubedarfs für die Stromerzeugung durch Photovoltaik das Zielszenario 
zugrunde, so ist in den nächsten Jahren eine deutliche Steigerung der Zubauraten von Nöten. Im Zielszenario wird 
im Zeitraum von 2022 bis 2025 ein mittlerer jährlicher Bruttozubau von 1150 MW angenommen, zwischen 2026 
und 2030 von jährlich 2530 MW sowie im Zeitraum von 2031 bis 2040 von 2750 MW pro Jahr. Der größere Anteil 
soll dabei durch Photovoltaikanlagen an Gebäuden erzeugt werden. Die Bedeutung von Freiflächenanlagen nimmt 
jedoch im Zeitablauf stetig zu. Das EEG sieht als Standorte für Solarparks im Wesentlichen Konversionsflächen 
und Seitenrandstreifen entlang von Autobahnen und Schienenwegen vor.  

Kenntnisnahme
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34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach
Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 02.07.2025
Offenlage vom 21.07.2025 - 01.09.2025

Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

(6) Die photovoltaische Stromerzeugung erfolgt sehr emissionsarm. Unter Berücksichtigung des gesamten 
Lebenszyklus (Errichtung, Betrieb, Abbau) führt die Photovoltaiknutzung zu einer Treibhausgasminderung in einer 
Größenordnung von rund 682 g CO2-Äquivalent je erzeugter Kilowattstunde Strom. Die Lücke zwischen der 
voraussichtlich in Zukunft benötigten Strommenge und der mit der heute installierten Leistung von Anlagen zur 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien erzielbaren Strommenge ist so groß, dass jede neue Anlage benötigt 
wird, um diese Lücke zu verkleinern. Dies gilt gerade auch mit Blick auf die Zubauentwicklung der vergangenen 
Jahre. Zusätzlich kommt es zum Erreichen der Klimaschutzziele auf internationaler und nationaler Ebene sowie 
auf Landesebene außerdem auch darauf an, die Treibhausgasemissionen so früh wie möglich zu vermindern, da 
die kumulierte Menge der klimawirksamen Emissionen entscheidend für die Erderwärmung ist (siehe dazu 
Beschluss des BVerfG vom 24. März 2021, Az. 1 BvR 2656/18 u.a.).  

Kenntnisnahme

(7)  Mit der Planung des Sondergebiets Photovoltaik „Solarpark Impfingen“ mit einer Gesamtfläche von 11,5 ha 
soll die planungsrechtliche Grundlage für die spätere Errichtung einer Freiflächenphotovoltaik-Anlage geschaffen 
werden. Hierdurch wird ein wirksamer Beitrag zum Klimaschutz geleistet, sodass das Vorhaben aus Sicht der 
StEWK zu begrüßen ist.

Kenntnisnahme

 II.Abteilung 2 – Wirtschaft und Infrastruktur 
Raumordnung 
Die Planung ist seit der am 15.08.2025 rechtskräftig gewordenen Teilfortschreibung Solarenergie 2025 mit den 
Zielen der Raumordnung vereinbar. Aufgrund dessen nehmen wir unsere Bedenken gegenüber der Planung 
zurück und tragen diese mit.

Kenntnisnahme

Im Übrigen verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 22.05.2025. Kenntnisnahme
Stellungnahme 22.05.2025
Aus raumordnerischer Sicht werden zum derzeitigen Planungsstand Bedenken geäußert.
Allgemein weisen wir auf Folgendes hin:
Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (§ 1 Abs. 4 BauGB). Ziele der Raumordnung sind als 
verbindliche Vorgaben, die nicht der Abwägung unterliegen, zu beachten (§ 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG und § 4 Abs. 1 
ROG). Grundsätze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung sind im Rahmen der Abwägung zu 
berücksichtigen (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 4, § 4 Abs. 1 ROG).

Kenntnisnahme

Insoweit ist Augenmerk auf den seit Ende 2021 gültigen Bundesraumordnungsplan Hochwasser, den 
Landesentwicklungsplan 2002 , den Regionalplan HeilbronnFranken 2020 sowie die sich in Aufstellung befindliche 
Teilfortschreibung Solarenergie, deren Ziele gem. § 4 Abs. 1 S. 1 i.V.m. § 3 Abs. 1 Nr. 4, Nr. 4a ROG als sonstige 
Erfordernisse der Raumordnung zu berücksichtigen sind, zu legen.

Kenntnisnahme

Regionalplan Heilbronn Franken 
Plansatz 3.1.1 (Z) des Regionalplans Heilbronn Franken 2020
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34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
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Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

Das Vorhabengebiet liegt in einem Regionalen Grünzug gem. Plansatz 3.1.1 (Z) des Regionalplans Heilbronn 
Franken 2020. PS 3.1.1 (Z) legt in Absatz 1 und 2 fest:

Kenntnisnahme

„(Z) (1) Zur Erhaltung gesunder Lebens- und Umweltbedingungen und zur Gliederung der Siedlungsstruktur 
werden insbesondere im Bereich der Entwicklungsachsen, der stärker verdichteten Räume und in Gebieten mit 
starken Nutzungskonflikten Regionale Grünzüge als Teile eines leistungsfähigen regionalen Freiraumverbundes 
als Vorranggebiet festgelegt und in der Raumnutzungskarte im Maßstab 1: 50.000 dargestellt. Grünzäsuren 
ergänzen diesen Freiraumverbund in den siedlungsnahen Freiräumen vor allem im Bereich der 
Entwicklungsachsen.  

(2) Die Regionalen Grünzüge sind von Siedlungstätigkeit und anderen funktionswidrigen Nutzungen freizuhalten. 
Innerhalb der Regionalen Grünzüge sind die Landnutzungen auf eine Erhaltung und Entwicklung der 
Ausgleichsfunktionen und der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes auszurichten.“ 

Gegenwärtig stellt die Solaranlage noch eine funktionswidrige Nutzung dar, sodass ein Zielverstoß besteht. Eine 
Ausnahme nach der am 19.07.2024 in Kraft getretenen 20. Änderung des Regionalplans ist ebenfalls nicht 
gegeben, da das geplante Vorhaben die von der Ausnahme eingeräumte Flächengröße von 10 ha überschreitet 
und in einem Biotopverbund liegt.  

Kenntnisnahme

Die Teilfortschreibung Solarenergie wurde jedoch am 11.04.2025 von der Verbandsversammlung beschlossen. In 
dieser wird die Fläche als Vorbehaltsgebiet für regionalbedeutsame Photovoltaikanlagen ausgewiesen. Nach dem 
dort festgelegten PS 4.2.3.4 Abs. 2 (G) „werden Freiflächenphotovoltaikanlagen sowie mit der Photovoltaik in 
Zusammenhang stehende bauliche Anlagen mit Blick auf die Funktionen des Regionalen Grünzuges nicht als 
funktionswidrige Nutzung betrachtet.“  

Kenntnisnahme

Die Planung ist somit ab der Rechtskraft der Teilfortschreibung Solarenergie mit dem durch PS 3.1.1 festgelegten 
Ziel der Raumordnung vereinbar. Aufgrund dessen nehmen wir ab Rechtskraft unsere Bedenken gegenüber der 
Planung zurück und tragen diese mit.  

Kenntnisnahme

Gleichwohl ist hierbei zu beachten, dass das Risiko der inhaltlichen Änderung, der Verfahrenseinstellung, der 
verweigerten Genehmigung bzw. der Erhebung von rechtlichen Einwendungen nach § 13a Abs. 4 LplG besteht. 
Es bietet sich daher aus unser Sicht an, die Flächennutzungsplanänderung parallel zur Teilfortschreibung zu 
gestalten.

Die 34. Änderung des FNP 
verläuft im Parallelverfahren zur 
Teilfortschreibung. Die 
Teilfortschreibung ist bereits als 
Satzungsbeschluss beschlossen.

Wir weisen darüber hinaus darauf hin, dass der Feststellungsbeschluss des Flächennutzungsplans nach der 
Genehmigung der Teilfortschreibung liegen muss.  

Kenntnisnahme
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34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
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Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 02.07.2025
Offenlage vom 21.07.2025 - 01.09.2025

Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

Plansatz 3.2.6.1 (Z) des Regionalplans Heilbronn Franken 2020 
Weiter liegt das Plangebiet in einem Vorbehaltsgebiet für Erholung (VBG). Nach PS 3.2.6.1 Abs. 4 (G) 
Regionalplan sollen „in den Vorbehaltsgebieten für Erholung […] die natürlichen und kulturellen 
Erholungsvoraussetzungen in ihrem räumlichen Zusammenhang erhalten werden. Den Belangen der 
landschaftlichen Erholungseignung ist bei der Abwägung mit konkurrierenden, raumbedeutsamen Maßnahmen ein 
besonderes Gewicht beizumessen. Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft und der räumliche 
Zusammenhang der Erholungsräume sollen erhalten und regional bedeutsamen Kulturdenkmalen ein 
entsprechendes Umfeld bewahrt werden. Sport- und Freizeiteinrichtungen sind möglich, soweit die Funktionen der 
landschaftsbezogenen Erholung dadurch nicht beeinträchtigt werden.“

Kenntnisnahme

Vorbehaltsgebiete sind als Grundsätze, nicht als Ziele der Raumordnung zu werten (BVerwG, Beschl. 
v.15.06.2009, 4 BN 10 09), so dass Vorbehaltsgebiete der Planung nicht grundsätzlich entgegenstehen, jedoch in 
der Abwägung zu berücksichtigen sind. Die Belange wurden plausibel in der Planung berücksichtigt.  

Wasserschutzgebiet 
Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines Wasserschutzgebiets nach Plansatz (PS) 3.3.2 (N) Regionalplan 
Heilbronn-Franken 2020, welches als nachrichtliche Übernahme in der Raumnutzungskarte dargestellt wird.  

Kenntnisnahme

Abschließend weisen wir aufgrund der Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen auf § 1a Abs. 2 BauGB hin. Kenntnisnahme

Insgesamt erheben wir aus raumordnerischer Sicht bis zur Rechtskraft der Teilfortschreibung Solarenergie 
Bedenken gegenüber der Planung.  

Kenntnisnahme

Aufnahme in das Raumordnungskataster 
Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium 
nach Inkrafttreten des Planes eine Mehrfertigung in digitalisierter Form an das Postfach 
KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zugehen zu lassen. Die Stadtkreise und großen Kreisstädte werden 
gebeten, auch den Bekanntmachungshinweis digital vorzulegen.

Nach Inkrafttreten des Planes wird 
eine Mehrfertigung in digitaler 
Form zugesandt.

Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verfahren. Eine weitere Beteiligung erfolgt.

III. Amerkungen:  
Abteilung 3 – Landwirtschaft – und Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege -  melden Fehlanzeige. Kenntnisnahme
IV. Hinweis:  
Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung des Erlasses zur Koordination in
Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit jeweils aktuellem Formblatt (abrufbar unter https://rp.baden-
wuerttemberg.de/themen/bauen/bauleitplanung/).  

Kenntnisnahme

Stand: 03.09.2025 Seite 15                



34. Änderung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der
Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Tauberbischofsheim-Großrinderfeld-Königheim-Werbach
Stand: Entwurfsplanung mit Fassung vom 02.07.2025
Offenlage vom 21.07.2025 - 01.09.2025

Nr. Behörde / Träger öffentliche Belange / Öffentlichkeit, Datum Gemeindliche Stellungnahme /
Abwägung

Beschlussvorschlag

Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem Regierungspräsidium
nach Inkrafttreten des Planes eine Fertigung der Planunterlagen in digitaler Form an das Postfach
KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. Die Stadtkreise und großen Kreisstädte werden gebeten,
auch den Bekanntmachungsnachweis digital vorzulegen.  

Nach Inkrafttreten des Planes wird 
eine Mehrfertigung in digitaler 
Form zugesandt.

Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu werden (StEWK@rps.bwl.de). Eine weitere Beteiligung erfolgt.

Aufgestellt:  
Adelsheim, 03.09.2025

Ingenieurbüro Sack & Partner GmbH
Adelsheim - Tauberbischofsheim
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